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Wie viel Verantwortung steckt 
 in der „Verantwortungsgemeinschaft“?

Elisabeth Hoffmann

 › Das im Koalitionsvertrag (2021–2025) angekündigte 
Rechtsinstitut der „Verantwortungsgemeinschaft“ 
plant rechtliche Absicherungen für Lebensformen 
jenseits der Ehe.

 › Begründet wird die Notwendigkeit des neuen Rechts-
instituts mit dem starken Wandel der Lebensformen 
in Deutschland. Ein Wandel lässt sich allerdings nur 
hinsichtlich der Zunahme nicht ehelicher Paarbezie-
hungen belegen, genau diese sollen aber nicht zur 
Verantwortungsgemeinschaft gehören.

 › Eine Verantwortungsgemeinschaft soll mit Steuer-
privilegien ausgestattet werden (Obergrenze: Status 
quo der Ehe). 

 › Für den Trennungsfall und für Kinder sind keine Rege-
lungen vorgesehen.

 › Die Mitglieder einer Verantwortungsgemeinschaft 
könnten somit in guten Zeiten, wenn die Gemein-
schaft gelingt, Steuervorteile erhalten, beim Scheitern 
der Beziehung werden die Risiken jedoch der Solidar-
gemeinschaft übertragen.

 › „Ehe light“ und Polygamie sollen nicht zur Verantwor-
tungsgemeinschaft gehören, Abgrenzungen hierzu 
fehlen jedoch.

http://www.kas.de
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Verantwortungsgemeinschaft: Was ist geplant?

Die Bundesregierung möchte mit dem Koalitionsvertrag (2021–2025) „die vermutlich größte 
familienrechtliche Reform der letzten Jahrzehnte“1 einleiten. „Wir denken und arbeiten hier 
tatsächlich in historischen Kategorien“,2 kündigte Bundesjustizminister Buschmann an. Das 
für März dieses Jahres angekündigte Eckpunktepapier zur Verantwortungsgemeinschaft 
steht allerdings noch aus. Informationen zu dem Großprojekt müssen deshalb aufwändig 
recherchiert und zusammengetragen werden, obwohl es eine lange Vorbereitungszeit für 
das Konzept gab. Die „Einführung der Verantwortungsgemeinschaft als Rechtsinstitut neben 
der Ehe“3 findet sich bereits im FDP-Bundestagswahlprogramm von 2017. Vorliegendes 
Papier stellt aktuelle Informationen zum Thema Verantwortungsgemeinschaft zur Verfügung 
und plädiert für eine breitere öffentliche Diskussion des Reformvorhabens. 

Der Koalitionsvertrag thematisiert die „Verantwortungsgemeinschaft“ in einem Satz: „Wir 
werden das Institut der Verantwortungsgemeinschaft einführen und damit jenseits von 
Liebesbeziehungen oder der Ehe zwei oder mehr volljährigen Personen ermöglichen, 
rechtlich füreinander Verantwortung zu übernehmen“.4 Informationen zu dem ehrgeizi-
gen Regierungsprojekt finden sich in Interviews und Pressemeldungen von Vertretern der 
Bundesregierung,5 aber auch in Programmen der Interessenverbände LGBTQ+-geprägter 
Gemeinschaften.6 Der Bundesjustizminister selbst verweist als Orientierungspunkt7 für die 
geplante Gesetzesinitiative auf den Antrag der FDP-Bundestagsfraktion an den Bundestag 
zur Einführung der Verantwortungsgemeinschaft (13.1.2020).8 

Für wen ist die Verantwortungsgemeinschaft gedacht?

Justizminister Buschmann nennt in Interviews zur Verantwortungsgemeinschaft zwei Bei-
spiele: Wohngemeinschaften von Lebensälteren („Senioren-WGs“) oder Alleinerziehenden, 
die zwar den Tisch, nicht aber das Bett teilen.9

Im Antrag der FDP-Bundestagsfraktion an den Bundestag zur Einführung der Verantwor-
tungsgemeinschaft findet sich der französische Pacte Civil de Solidarité (PACS) als Vorbild.10 
Anders als der PACS soll die Verantwortungsgemeinschaft für mehr als zwei Personen mög-
lich sein.11 Das bestätigt auf Anfrage die rechtspolitische Sprecherin der FDP, Katrin Helling-
Plahr: „Mehrelternschaftliche Konstellationen“ und „jede wechselseitige zwischenmensch-
liche Beziehung“ sollen über die Verantwortungsgemeinschaft rechtlich abgesichert werden 
können.12 Während die rechtliche Ausgestaltung von „Senioren-WGs“ eher unspektakulär 
erscheint, würde ein Rechtsrahmen für mehr als zwei Elternteile eine tiefgreifende Umge-
staltung des Familienrechts bedeuten, das auf dem „Zwei-Elternteile-Prinzip“ fußt.

Die Verantwortungs-
gemeinschaft soll part-
nerschaftliche Lebens-

formen von zwei 
und mehr Personen 
rechtlich absichern.

 „Senioren-WGs“ und 
Wohngemeinschaften 
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Orientierungspunkte: Welche Regelungen sollen für eine Verantwor-
tungsgemeinschaft gelten?

Im Antrag der FDP-Bundestagsfraktion zur Einführung der Verantwortungsgemeinschaft ist 
ein mehrstufiges System vorgesehen.13 Auf der ersten Stufe erteilen sich die Mitglieder einer 
Verantwortungsgemeinschaft gegenseitig Auskunfts- und Vertretungsrechte (etwa im Krank-
heitsfall). Auf weiteren Stufen können sie sich für gegenseitige Pflege und Fürsorge und 
gegenseitigen Unterhalt bis hin zur Zugewinngemeinschaft entscheiden.

Im Gegenzug gewährt der Staat Einkommensteuerentlastungen oder schenkungs- und 
erbschaftsrechtliche Vergünstigungen. Auch die Berücksichtigung bei Pflege- und Familien-
pflegezeiten soll möglich sein. Hierfür bereiten der Koalitionsvertrag und eine Petition zum 
Familienpflegezeitgesetz den Weg. Der Begriff „nahe Angehörige“14 soll um „pflegende Nahe-
stehende“15 erweitert werden. Das unterstützt auch der Zweite Bericht des unabhängigen 
Beirats für die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf (2023).16 Die steuerrechtlichen Privilegien 
im Rahmen der Verantwortungsgemeinschaft sollen jedoch unterhalb der finanziellen Ver-
günstigungen für Eheleute bleiben. Wesentliches Merkmal der Verantwortungsgemeinschaft 
soll neben der einfachen Registrierung beim Standesamt die leichte Auflösung sein („kon-
sensual jederzeit“). Für den Trennungsfall wie auch für Kinder sind keine Regelungen vor-
gesehen.17 Allerdings wird im Koalitionsvertrag für das Jahr 2024 die Ausweitung des kleinen 
Sorgerechts auf bis zu vier Elternteile als weiterer Reformschritt angekündigt.18

Wie sieht der gesellschaftliche Wandel in Zahlen aus?

Bundesjustizminister Buschmann begründet das Gesetzesvorhaben damit, dass „die Lebens-
wirklichkeiten der Menschen sich in den letzten Jahren stark verändert haben“19. Als generelle 
Aussage ist das empirisch nicht zu belegen. Laut Mikrozensus (Erhebungsjahr 2021) leben in 
Deutschland 8,24 Millionen Familien mit minderjährigen Kindern, insgesamt sind dies über 
40 Millionen Personen. Mit über zwei Dritteln (70,24 Prozent) lebt die große Mehrheit in einer 
Ehe. Davon sind 0,31 Prozent (41.000 Paare) gleichgeschlechtliche Ehepaare und 69,73 Prozent 
(5.754.000) gemischtgeschlechtliche, verheiratete Paare. Während 2019 die Zahl der nicht ehe-
lichen Lebensgemeinschaften mit Kind noch 9,2 Prozent betrug, sind es aktuell 11,73 Prozent 
(968.000). Davon sind 11,57 Prozent (955.000) gemischtgeschlechtliche Paare und 0,16 Prozent 
(13.000) gleichgeschlechtliche Paare. Die Zahl der Regenbogenfamilien in Form gleichge-
schlechtlicher Paare mit Kind beträgt demnach 54.000 Familien in Deutschland. Zu den Fami-
lien mit Eltern aus dem gesamten Spektrum LGBTQ+-geprägter Gemeinschaften erhebt der 
Mikrozensus keine Zahlen. Nach den Ehepaar-Familien sind die Alleinerziehenden-Familien die 
zweitgrößte Familiengruppe in Deutschland: 15,25 Prozent aller Familien sind alleinerziehende 
Mütter (1.258.000) und 2,78 Prozent (229.000) alleinerziehende Väter.20 

Wie hoch ist die Zahl der im Kontext von Verantwortungsgemeinschaft immer wieder hervor-
gehobenen Wohngemeinschaften Lebensälterer und Alleinerziehender in Deutschland? Für 
das Jahr 2022 zählt der Mikrozensus 73.000 Menschen im Alter von 65 bis 85 Jahren, die in 
einer Wohngemeinschaft leben, die der Mikrozensus als „Gemeinschaft familienfremder Per-
sonen“21 definiert. Von den derzeit in Deutschland lebenden 1,57 Millionen Alleinerziehenden 
mit mindestens einem Kind unter 18 Jahren leben 100.000 Personen in irgendeiner Form mit 
anderen Personen in einer WG. Wer diese Personen sind, erhebt der Mikrozensus nicht.22

Diese Zahlen zeigen, dass es in Bezug auf Lebenswirklichkeiten von Menschen mit Kindern 
generell keinen starken Wandel gibt. Ausnahme ist der seit 30 Jahren im gesamten Bundes-
gebiet erkennbare Trend junger Menschen, nicht eheliche Lebensformen einzugehen.

Geplant ist ein mehr-
stufiges System der 
Verantwortungsge-
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Wie ist die Perspektive der Zielgruppen des neuen Rechtsinstituts?

Die Verbände der als potenzielle Zielgruppen für eine Verantwortungsgemeinschaft genann-
ten Alleinerziehenden sowie Seniorinnen und Senioren äußern sich zurückhaltend bis skep-
tisch. „Die Vorteile des Instituts der Verantwortungsgemeinschaft für Alleinerziehende sind 
bis jetzt nicht klar zu erkennen“, sagt Miriam Hoheisel, Bundesgeschäftsführerin des Ver-
bandes Alleinerziehende Mütter und Väter (VAMV). Sie befürchtet, dass die Verantwortungs-
gemeinschaft die Einführung der „Ehe light“ durch die Hintertür bedeute. Mit steuerlichen 
Vorteilen, denen nach der Auflösung der Verantwortungsgemeinschaft keine solidarischen 
Pflichten gegenüberstünden.23 Für die Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisatio-
nen (BAGSO) sei die rechtliche Rahmung von „Senioren-WGs“ bisher kaum als Bedarf erkannt 
worden, auch müsse das Eckpunktepapier hierzu abgewartet werden, heißt es dort.24 

Eine etwas andere Perspektive nehmen die Interessenverbände queerer Seniorinnen und 
Senioren ein. Das Adjektiv „queer“ ist die umfassende Selbstbezeichnung für Menschen, 
die außerhalb der heterosexuellen Normen und Geschlechteridentitäten leben.25 Sabine 
Arnolds, Leiterin der Geschäftsstelle des Dachverbandes Lesben und Alter, bezeichnet das 
neu geplante Rechtsinstitut als durchaus interessant, da lesbische Frauen oft unverheiratet 
seien und auch nicht im gleichen Haushalt zusammenlebten. Gerade bei Älteren spiele der 
Freundinnenkreis eine große Rolle und hier könne, besonders, wenn es um gegenseitige 
Pflege gehe, die Verantwortungsgemeinschaft von Bedeutung sein.26 Die Bundesinteressen-
vertretung schwuler Senioren begrüßt die Gesetzesinitiative der Regierung ebenfalls und 
sieht großen Bedarf an rechtlicher Absicherung von nicht ehelichen, auch polyamourösen 
Lebensgemeinschaften. Denn bei den in diesen Konstellationen häufigen Brüchen zwischen 
Herkunfts- und Wahlfamilie sei die Herkunftsfamilie qua Gesetz in der überlegeneren recht-
lichen Position, sagt BISS-Geschäftsführer Jan Bockemühl.27

Große Erwartungen äußern auch weitere Verbände im Kontext queerer Lebensformen. 
Das Queere Netzwerk NRW sieht die Verantwortungsgemeinschaft als Chance besonders 
für Mehreltern-Regenbogenfamilien, „ihre über die gemeinsame Erziehungsverantwortung 
hinausgehenden Verantwortlichkeiten füreinander rechtlich zu regeln. In Verbindung mit der 
ebenfalls angekündigten Ausweitung des kleinen Sorgerechts bietet diese Entwicklung eine 
Perspektive für Familien, die beispielsweise aus zwei gleichgeschlechtlichen Paaren oder 
einem Frauenpaar und einem alleinstehenden Mann bestehen“28. 

Mehreltern-Regenbogenfamilien sind eine noch junge Familienform, in denen bis zu 
vier Elternteile mit einem oder mehreren Kindern im Rahmen von LGBTQ+-geprägten 
Gemeinschaften leben. Zu der neuen Familienform gibt es nur wenige empirische Daten, 
aber einige Erfahrungsberichte. Es sind Wunschkindgemeinschaften, ermöglicht durch 
die Fortschritte der Reproduktionsassistenz und dem neuen „Co-Parenting“, in dem die 
leiblichen Eltern eines Kindes nicht durch eine Liebesbeziehung verbunden sind.29 Der 
Lesben- und Schwulenverband Deutschlands (LSVD) fordert in seinem Positionspapier 
Regenbogenfamilien im Recht „einen verlässlichen Rahmen für Mehreltern-Regenbo-
genfamilien“, innerhalb dessen bis zu vier Menschen als rechtliche Elternteile anerkannt 
werden können. Die Beteiligten sollen „frei bestimmen, wer von ihnen rechtlicher Eltern-
teil des Kindes“ werde. Die leibliche Mutter müsse „nicht notwendigerweise Elternteil 
bleiben“.30

Das Konzept von Elternschaft als Aushandlungsprozess einer Wunschkind-Interessengemein-
schaft findet sich auch im Bundestagswahlprogramm der FDP (2021): „Wir Freien Demokraten 
wollen Mehrelternschaften rechtlich anerkennen und rechtswirksame Elternschaftsvereinba-
rungen bereits vor der Empfängnis ermöglichen.“31 Und im Koalitionsvertrag (2021–2025) heißt 
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es: „Wir wollen Vereinbarungen zu rechtlicher Elternschaft, elterlicher Sorge, Umgangsrecht 
und Unterhalt schon vor der Empfängnis ermöglichen.“32 

Hier werden tiefgreifende Änderungen des Familienrechts gefordert. Er sei überzeugt, „dass 
wir bei unserer Reform auf eine sehr weitreichende gesellschaftliche Zustimmung aufbauen 
können“33, sagt Justizminister Buschmann. Um dies zu belegen, bedarf es einer gesamtge-
sellschaftlichen Diskussion, die zeitnah erfolgen sollte. 

Mehr Verantwortung durch Verantwortungsgemeinschaft?

Der Begriff der Verantwortungsgemeinschaft impliziert menschliche Wärme und Zuwen-
dung. Nichts könnte in Zeiten, in denen das Thema Einsamkeit so stark verbreitet ist, 
sympathischer sein, als verbindliche Gemeinschaften zwischen Menschen zu fördern. Doch 
auf den zweiten Blick stehe die Verantwortungsgemeinschaft in Form eines Rechtsinstituts 
vor zwei großen Herausforderungen, sagt Familienrichterin Gudrun Lies-Benachib, die als 
Sachverständige bereits den Antrag der FDP Bundestagsfraktion zur Einführung der Verant-
wortungsgemeinschaft (2020) kommentierte.34 Erstens sieht sie ungeachtet der intendierten 
Zielgruppen unlösbare Abgrenzungsschwierigkeiten zu Menschen, die die Verantwortungs-
gemeinschaft als eine Art „Ehe light“ nutzen könnten, in die gemeinsame Kinder geboren 
werden. Gerade die versprochene leichtere Auflösbarkeit könne jungen Paaren als Vorteil 
gegenüber der Ehe erscheinen, die (zu Unrecht) oft ein „angestaubtes“ Image mit sich trage. 
Zweitens eröffne das Fehlen jeglicher Regelungen für die Zeit nach dem Scheitern einer Ver-
antwortungsgemeinschaft „finanzielles Elend“ für den schwächeren Part, der zum Beispiel 
unbezahlte Pflegearbeit geleistet habe. Es könne kaum Ziel der Gesetzgebung sein, „die Ver-
antwortungsgemeinschaft während der guten Zeiten mit pekuniären Privilegien auf Kosten 
des Staates auszustatten und im Falle der Beendigung die Risiken allein der Solidargemein-
schaft zuzuweisen“35, lautet ihr Fazit.

Die Mitglieder der SPDqueer Berlin, Andy Tarrant und Silvia Feindt, schlagen deshalb ein 
erweitertes Modell der Verantwortungsgemeinschaft vor. Analog zur Ehe solle sie mit Pflich-
ten ausgestattet werden (zum Beispiel einer Unterhaltspflicht), die auch nach der Auflösung 
ihre Gültigkeit behielten. Und es solle möglich sein, an einer Ehe und einer Verantwortungs-
gemeinschaft gleichzeitig beteiligt zu sein.36 Zu fragen ist aber, ob ein so komplexes Geflecht 
rechtlich realisier- und zugleich für das Individuum noch überschaubar ist. Wie eine Studie 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zeigte, haben die meisten 
Menschen bereits über die rechtlichen Konsequenzen einer Eheschließung kaum korrekte 
Vorstellungen. Begriffe wie „Ehegattensplitting“, „Gütertrennung“ oder „Zugewinngemein-
schaft“ sind vielen unbekannt.37 

Weitere Fragen betreffen Mehreltern-Regenbogenfamilien, in denen Kinder leben. Mit 
diesem Thema hat sich die Konrad-Adenauer-Stiftung in einem Diskussionspapier bereits 
eingehender beschäftigt.38 Die Identitätsbildung eines Kindes ist eine der zentralsten Kate-
gorien psychischer Gesundheit. Hierzu seien Eindeutigkeit und Exklusivität wichtig, sagt 
der Psychologe Bernd Ahrbeck, der an der International Psychoanalytic University Berlin 
(IPU) lehrt und dafür plädiert, die spezifischen Bedürfnisse von Heranwachsenden nicht 
aus ideologischer, sondern aus empirischer Perspektive zu sehen.39

Die bislang vorliegenden Informationen zum geplanten neuen Rechtsinstitut der Verantwor-
tungsgemeinschaft geben Anlass zu fragen: Wie soll sich die Verantwortungsgemeinschaft 
von einer „Ehe light“ abgrenzen, auch wenn der Justizminister in der Verantwortungsgemein-
schaft keine Konkurrenz zur Ehe sieht?40 Polygame Lebensformen will die Bundesregierung 
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nicht fördern, aber in der Praxis würde auch hier ein Abgrenzungsproblem entstehen. „Ver-
meidet offensichtliche Missbrauchsmöglichkeiten, macht’s nicht so kompliziert und erfasst 
mehr praxisrelevante Lebenssituationen“41, fordert Arnd Diringer, Professor an der Hoch-
schule für angewandte Wissenschaften Ludwigsburg, der sich mit der rechtlichen Perspek-
tive der Verantwortungsgemeinschaft beschäftigt.

In Bezug auf mehrelternschaftliche Konstellationen als eine Form der Verantwortungs-
gemeinschaft ergeben sich weitere Fragen. Die Planungen lassen den Eindruck entstehen, 
dass es dabei in erster Linie um die Bedürfnisse Erwachsener geht und die Perspektive von 
Kindern ausgeblendet wird. Gerade weil Kinder die schutzbedürftigsten Mitglieder einer 
Gemeinschaft sind, ihre eigenen Interessen noch nicht artikulieren können und in der Mino-
rität sind, sollten ihre Bedürfnisse Priorität haben. Grundsätzlich steht die leichte Auflös-
barkeit der Verantwortungsgemeinschaft im Widerspruch zu der mit Verantwortung immer 
auch verbundenen Verbindlichkeit und Zuverlässigkeit – unverrückbare Nachhaltigkeitsprin-
zipien menschlichen Miteinanders. Vor allem Kinder und diejenigen Mitglieder einer Verant-
wortungsgemeinschaft, die unbezahlte Pflegearbeit übernehmen, sind auf Zuverlässigkeit 
und Verbindlichkeit in besonderer Weise angewiesen. Gerade wenn es zur Trennung einer 
Verantwortungsgemeinschaft kommt, müssen diese Gruppen geschützt sein. Ohne recht-
liche Regelungen, die die Schwächeren nach einer Trennung absichern, ist zu fragen, ob die 
Verantwortungsgemeinschaft ihren Namen wirklich verdient. 
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